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Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die EU-Richtlinien 

- Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne 
Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, 

- Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf, 

- Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. September 2002 zur Änderung der 
Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, 
zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
in Bezug auf die Arbeitsbedingungen, 

- Richtlinie 2004/1 13/EG des Rates vom 13. Dezember 
2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und 
bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

umzusetzen und damit den Schutz vor Diskriminierungen 

im Sinne des Artikels 3 des Grundgesetzes zu verbessern. 


Die finanziellen Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Umsetzung europäischer Richtlinien zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung stellen sich wie folgt 
dar: 

Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen 
Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Die Errichtung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
verursacht Mehrausgaben zu Lasten des Bundeshaushalts. 
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes leistet umfas- 
sende Beratungsarbeit, führt Öffentlichkeitsarbeit und wis- 
senschaftliche Untersuchungen durch und erarbeitet Be- 
richte und Empfehlungen. Die durch ihre Errichtung und 
Aufgabenwahmehmung entstehenden Kosten werden auf 
jährlich ca. 2,8 Mio. Euro geschätzt. Hinzu kommen noch 
begrenzte Kosten bei den beteiligten Beauftragten des Deut- 
schen Bundestages oder der Bundesregierung. 
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Über die bereits zu Artikel 1 angesetzten Kosten für die Er- 
richtung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (die 
auch im Rahmen des Artikels 2 eine Zuständigkeit erhalten 
wird) hinaus sind keine weiteren, durch Artikel 2 verursach- 
ten Mehrausgaben zu Lasten des Bundeshaushalts zu erwar- 
ten. 

Sonstige Kosten 

Für Unternehmen, insbesondere kleine und mittlere Unter- 
nehmen, können aus der Anwendung der Vorschriften zu- 
sätzliche Kosten nur entstehen, wenn sie im Geschäftsver- 
kehr unzulässige Unterscheidungen wegen der vom Gesetz 
genannten Merkmale vornehmen. Sowohl Unternehmen als 
auch öffentliche Dienststellen können schadenersatzpflich- 
tig werden, wenn sie Beschäftigte oder Bewerberinnen und 
Bewerber diskriminieren. Welche Kosten in solchen Fällen 
entstehen können, lässt sich nicht quantifizieren. Anbietern 
von Gütern und Dienstleistungen können zusätzliche Doku- 
mentationskosten in unwesentlicher Höhe entstehen. Glei- 


ches gilt für die Kosten, die privatrechtlichen Versicherungs- 
unternehmen wegen der gesteigerten Anforderungen an die 
Erstellung und Unterhaltung von Statistiken entstehen kön- 
nen. Auch auf Grund der §§12 und 13 des Artikels 2 kann 
der Dienstherr entschädigungs- oder schadensersatzpflichtig 
werden, wenn ihm Benachteiligungen zu Lasten der in § 6 
genannten Personen entsprechend den gesetzlichen Vorga- 
ben zuzurechnen sind. Welche Kosten in solchen Fällen ent- 
stehen können, lässt sich jedoch derzeit nicht quantifizieren. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit 
den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE LINKE, für mit der Haushaltstage des Bundes ver- 
einbar. 

Der Finanzplan des Bundes für die Folgejahre ist entspre- 
chend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Rechts- 
ausschuss vorgelegten Beschlussempfehlung. 
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